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1. Eine selektive Auseinandersetzung nur mit Hartz IV verengt den Blickwinkel!

Die Überschrift meines Referats behagt mir nicht. Hartz IV, die in der breiten Öffentlichkeit häufig verwendete Kurzbezeichnung für das im Dezember 2003 im Vermittlungsausschuss verabschiedete Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt befasst sich im Kern mit der am 01. Januar 2005 in Kraft tretenden – im Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) geregelten – Grundsicherung für Arbeitsuchende. Diese neu eingeführte Sozialleistung führt die Arbeitslosenhilfe mit Teilen der Sozialhilfe (vgl. z. B. §§ 18 f. BSHG a. F.) zusammen. Sie zielt in erster Linie auf erwerbsfähige Langzeitarbeitlose, d. h. auf Personen, die ein Jahr und länger arbeitslos sind (§ 18 Abs. 1 SGB III) und will diese bei der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit unterstützen (vgl. § 1 SGB II). 

Zu dem Personenkreis der Leistungsberechtigten zählen auch viele Menschen mit Behinderung. Doch nur ein Teil dieser häufig als „schwerbehindert“ eingestuften Personen lässt sich in den allgemeinen – in den ersten – Arbeitsmarkt integrieren. Menschen mit psychosozialen Problemen – in der Gesetzessprache oft als psychisch krank oder seelisch behindert bezeichnet (vgl. § 1896 BGB) – können zeitweilig gar nicht oder nur unregelmäßig arbeiten. Menschen mit einer geistigen Behinderung bedürfen der Anleitung, Förderung und Hilfe, wenn sie eine wirtschaftlich verwertbare Arbeitsleistung erbringen wollen und sind deshalb überwiegend in Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM) anzutreffen, einer Einrichtungsform, deren Konzept sich zwar an den Bedingungen des Arbeitsmarktes orientiert, die aber dennoch nicht dem ersten Arbeitsmarkt zuzurechnen ist. Für diese Personenkreise, denen außerdem noch viele mehrfach behinderte Menschen mit körperlichen Beeinträchtigungen und Schädigungen der Sinne zuzurechnen sind, ist der reguläre Arbeitsmarkt häufig nicht zugänglich. Weitaus größere Bedeutung als die Grundsicherung für Arbeitsuchende haben deshalb für diese Personen die im Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen) geregelten Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, die sich nicht ausschließlich auf den ersten Arbeitsmarkt konzentrieren, sondern z. B. auch Leistungen in Berufsbildungswerken, Berufsförderungswerken und vergleichbaren Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation sowie Leistungen in Werkstätten für behinderte Menschen umfassen. 

Das Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX) ist im Frühjahr 2004 durch das Gesetz zur Förderung der Ausbildung und Beschäftigung schwerbehinderter Menschen vom 23.04.2004 in Teilbereichen umfassend reformiert worden. Schon dies zeigt, dass wir „zu kurz springen“, wenn wir uns ausschließlich mit „Hartz IV“ auseinandersetzen und andere Sozialleistungsgesetze, die sich mit der Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben befassen, außer acht lassen. Ich werde deshalb im mittleren Teil meines Referats (siehe unter Ziff. 4) den Versuch machen, über den Tellerrand von Hartz IV hinaus auf andere Leistungsgesetze für behinderte Menschen im gegliederten System der sozialen Sicherung zu blicken.

2. Es ist verfrüht, „Hoffnungen durch Hartz IV“ zu wecken!

Das Thema meines Referats suggeriert Hoffnung („Hoffnung durch Hartz IV?“). Auch diese Überschrift behagt mir nicht. Bevor wir gemeinsam Hoffnungen hegen, sollten wir zunächst die Arbeitsmarktsituation behinderter Menschen und die Instrumentarien, die der Gesetzgeber aufgeboten hat, um die Zahl der Arbeitslosen abzubauen, nüchtern analysieren.

Um dennoch das Thema meines Referats nicht ganz aus den Augen zu verlieren, beginne ich mit der Frage: Wie wirkt sich die Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) auf behinderte Menschen aus? Geht sie auf diesen Personenkreis besonders ein, entwickelt sie eine gewisse Sensibilität für die Belange dieser Menschen, bietet sie besondere Leistungen und Hilfen?

Wenn wir unser Augenmerk auf § 1 SGB II richten, auf die Vorschrift, die Aufgabe und Ziel der Grundsicherung für Arbeitsuchende beschreibt, so finden wir darin den Satz: „Die Leistungen der Grundsicherung sind insbesondere darauf auszurichten, dass ..... behindertenspezifische Nachteile überwunden werden.“ Diese Formulierung weckt in der Tat Hoffnungen, doch die genannte behindertenfreundliche Zielsetzung stößt an eine deutlich markierte Grenze, wenn wir in den Folgevorschriften lesen, dass die im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende zu erbringenden Leistungen zur Eingliederung in Arbeit (§§ 14 ff. SGB II) und die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts, zu denen insbesondere das Arbeitslosengeld II zählt (§§ 19 ff. SGB II), nur erwerbsfähigen hilfebedürftigen Menschen gewährt werden, d. h. – vgl. § 8 SGB II – Personen, die „nicht wegen Krankheit oder Behinderung auf absehbare Zeit außerstande sind, unter den üblichen Bedingungen auf dem freien Arbeitsmarkt mindestens drei Stunden täglich erwerbstätig zu sein.“

Daran ändert nichts, dass nicht erwerbsfähige Personen ein Sozialgeld nach § 28 SGB II erhalten, soweit sie keinen Anspruch auf Grundsicherung bei Erwerbsminderung (§§ 41 ff. SGB XII) haben, denn die Leistung nach § 28 SGB II setzt voraus, dass der nicht erwerbsfähige Angehörige mit einem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in Bedarfs​gemeinschaft lebt (§§ 7 Abs. 2, 28 SGB II), hat also im System der Grundsicherung für Arbeitsuchende den Charakter einer Annexleistung.

Deshalb gilt der Grundsatz: Nur wer erwerbsfähig und hilfebedürftig ist, erhält Grundsicherung für Arbeitsuchende.

Erwerbsfähig können selbstverständlich auch behinderte Menschen sein, z. B. Personen, die als schwerbehinderte Arbeitnehmer tätig waren, sich auf besonderen Kündigungsschutz berufen konnten und dennoch ihren Arbeitsplatz verloren haben.

3. Regelungen für behinderte Menschen in der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II)

Deshalb ist zu prüfen und zu hinterfragen, ob die Grundsicherung für Arbeitsuchende gegenüber diesen Personen das in § 1 SGB II enthaltene Versprechen einlöst, dazu beizutragen, dass behindertenspezifische Nachteile überwunden werden.

Sucht man nach entsprechenden Normen im SGB II so wird man an zwei Stellen fündig:

3.1. Die Vorschrift des § 16 Abs. 1 Satz 2 SGB II

Die Grundsicherung für Arbeitsuchende folgt dem Grundsatz des Förderns und Forderns. Die Agenturen für Arbeit sollen die erwerbsfähigen arbeitsuchenden Menschen individuell betreuen (§ 14 SGB II) und in einer sogenannten Eingliederungsvereinbarung (§ 15 SGB II), also einem Vertrag, regeln, welche Leistungen der Erwerbsfähige zur Eingliederung in Arbeit erhält und auf welche Weise er sich um Eingliederung in Arbeit bemühen muss.

Die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit sind in § 16 SGB II geregelt. Absatz 1 Satz 2 dieser Vorschrift enthält einen dem juristischen Laien kaum verständlichen Verweis auf eine Kette von Paragraphen des Sozialgesetzbuchs Drittes Buch (SGB III – Arbeitsförderung), die für die Gewährung und Vereinbarung von Eingliederungsleistungen an erwerbsfähige behinderte Hilfebedürftige entsprechend anwendbar sind.

Zum besseren Verständnis dieser Paragraphenkette ist zunächst folgender Hinweis angebracht: § 16 Abs. 1 Satz 1 SGB II sieht vor, dass die Agentur für Arbeit gegenüber erwerbsfähigen Hilfebedürftigen – und zwar sowohl gegenüber nichtbehinderten als auch gegenüber behinderten erwerbsfähigen Hilfebedürftigen – eine ganze Reihe von Leistungen erbringen kann, die im SGB III (Arbeitsförderung) aufgeführt sind.

Beispiele: Die Beratungs- und Vermittlungsleistungen nach den §§ 29 ff. SGB III bzw. §§ 35 ff. SGB III, die Mobilitätshilfen gem. §§ 53 ff. SGB III, die Förderung der beruflichen Weiterbildung gem. §§ 77 ff. SGB III, die Leistungen an Arbeitgeber gem. §§ 217 ff. SGB III, die begleitenden Eingliederungshilfen nach den §§ 240 ff. SGB III, die Förderung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen gem. §§ 260 ff. SGB III u. a. All dies sind Leistungen, die im Ermessen der Agenturen für Arbeit stehen („kann“, vgl. auch § 3 Abs. 1 SGB II).

Zusätzlich verweist § 16 Abs. 1 Satz 2 SGB II für die Eingliederungshilfen an erwerbsfähige behinderte Hilfebedürftige auf die ebenfalls im SGB III (Arbeitsförderung) geregelten Leistungen zur Förderung der Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben (§§ 97 ff. SGB III), die der Gesetzgeber in Grundsätze (§§ 97-99 SGB III), allgemeine Leistungen (§§ 100 f. SGB III) und besondere Leistungen (§§ 102-115 SGB III) gegliedert hat. Die gesetzlichen Vorschriften im SGB III, in denen diese Grundsätze und Leistungen geregelt sind, gelten gem. § 16 Abs. 1 Satz 2 SGB II für erwerbsfähige behinderte Hilfebedürftige entsprechend, allerdings nicht vollständig, sondern nur hinsichtlich der Leistungen, die der Gesetzgeber in den „§§ 97-99, 100 Nr. 1 – 3 und 6, § 101 Abs. 1, 2, 4 und 5, §§ 102, 103 Satz 1 Nr. 3 Satz 2, § 109 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 des Dritten Buches (SGB III)“ erfasst hat.

Prüft man diese Vorschriften im Einzelnen, so stellt man einerseits fest, dass es sich um Rehabilitationsleistungen handelt, und zwar – wie es die Überschrift vor den § 97 ff. SGB III zum Ausdruck bringt – um Leistungen zur Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben. Andererseits fällt auf, dass die SGB III-Leistungen, auf die in § 16 Abs. 1 Satz 2 SGB II verwiesen wird, im Vergleich mit den in den §§ 33 ff. Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX) zusammengefassten „klassischen“ Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben wesentlich allgemeiner, knapper und unpräziser formuliert sind.

Es stellt sich deshalb die Frage, warum der Gesetzgeber für Eingliederungsleistungen an erwerbsfähige behinderte Menschen in § 16 Abs. 2 Satz 2 SGB II nur auf SGB III-Leistungen verweist, nicht aber auf die in den §§ 33 ff. SGB geregelten Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben.

Ist dies den mit der Agenda 2010 verknüpften Reform- und Sparbestrebungen des Gesetzgebers geschuldet oder Ausdruck einer mangelhaften Abstimmung des SGB II mit dem Recht auf Teilhabe und Rehabilitation im Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX)?

Die juristisch korrekte Antwort ergibt sich aus einer im SGB III versteckten Regelung: Nach dem ab 01.01.2005 wirksamen § 22 Abs. 4 SGB III werden die in dieser Vorschrift genannten SGB III-Leistungen, die u. a. alle in § 16 Abs. 1 Satz 2 SGB II genannten Leistungen umfassen, „nicht an erwerbsfähige Hilfebedürftige erbracht, für die entsprechende Leistungen in § 16 SGB II vorgesehen sind.“

Der Sinn dieser Regelung besteht darin, dass die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende gem. SGB II nach dem Willen des Gesetzgebers den Rehabilitationsleistungen für erwerbsfähige Hilfebedürftige nach dem SGB III vorgehen. Damit soll deutlich gemacht werden, dass die Bundesagentur für Arbeit in einer Doppelfunktion tätig ist : Sie ist zum einen Rehabilitationsträger i. S. d. § 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB IX und der Regelungen des SGB III zur Teilhabe am Arbeitsleben und zum anderen als Leistungsträger der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) Beratungs- und Vermittlungsbehörde (so auch der Bundesrat in seinem Beschluss vom 05.11.2004 – BR-Drs. 676/04 Nr. 11, Seite 16 ff. zum Gesetzentwurf zur Vereinfachung der Verwaltungsverfahren im Sozialrecht).

Diese Doppelfunktion der Bundesagentur für Arbeit, die sich formalrechtlich in einer Trennung der Aufgaben als Rehabilitationsträger (§ 6 SGB IX, §§ 97 ff. SGB III u. a.) und als Beratungs- und Vermittlungsbehörde nach dem SGB II niederschlägt, ist vom Gesetzgeber u. a. deshalb festgeschrieben worden, weil gem. § 6 b Abs. 1 SGB II die kommunalen Träger (vgl. § 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB II) an Stelle der Bundesagentur für Arbeit als Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende gem. § 6 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2) zugelassen werden können.

Diese kommunalen Träger aber sind keine Rehabilitationsträger i. S. d. § 6 SGB IX!

Zwar zählen zu den Rehabilitationsträgern gem. § 6 Abs. 1 Nr. 7 SGB IX auch die Träger der Sozialhilfe, die – soweit es sich um die örtlichen Sozialhilfeträger handelt – im Regelfall aus den kreisfreien Städten und Landkreisen bestehen (§ 3 Abs. 2 SGB XII). Zwar sind die kommunalen Träger i. S. d. § 6 SGB II i. d. R. ebenfalls die kreisfreien Städte und Landkreise (vgl. § 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB II). Dies ist aber kein „Muss“, denn Landesrecht kann vorsehen, dass andere Träger als die Städte und Kreise die Aufgaben als örtliche Träger der Sozialhilfe gem. § 3 Abs. 2 SGB II oder die Aufgaben als kommunale Träger i. S. d. § 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB II wahrnehmen (vgl. § 3 Abs. 2 Satz 1 SGB XII und § 6 Abs. 1 Nr. 2 letzter Abs. SGB II).

Zwischen den örtlichen Trägern der Sozialhilfe und den kommunalen Trägern gem. § 6 SGB II besteht also rechtlich keine Identität, so dass nicht unterstellt werden kann, die kommunalen Träger seien gewissermaßen im Mantel der Sozialhilfe zugleich Rehabilitationsträger i. S. d. § 6 Abs. 1 Nr. 7 SGB IX.

Im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) sind die Agenturen für Arbeit bzw. die kommunalen Träger als Beratungs- und Vermittlungsbehörden, nicht aber als Rehabilitationsträger tätig. Deshalb könnten die in den § 33 ff. Sozialgesetzbuch Neuntes Buch geregelten Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nur dann direkt auf die Grundsicherung für Arbeitsuchende Anwendung finden, wenn der Gesetzgeber im SGB II auf die Regelungen in den §§ 33 ff. SGB IX verweisen würde. Ein entsprechender Verweis ist jedoch nur im SGB III (Arbeitsförderung) vorzufinden (vgl. § 3 Abs. 1 Nr. 7 SGB III!), nicht aber im SGB II (Grundsicherung für Arbeitsuchende): § 16 Abs. 1 Satz 2 SGB II verweist nur auf Leistungen nach dem SGB III, nicht auf die §§ 33 ff. SGB IX.

Schon dies macht deutlich, dass die Bundesagentur für Arbeit bzw. und die an ihrer Stelle tätigen kommunalen Träger als Beratungs- und Vermittlungsbehörden vor allem erwerbsfähige Langzeitarbeitlose und nur am Rande die Menschen mit Behinderung im Blick haben, die darauf angewiesen sind, dass ihr Arbeitsumfeld barrierefrei gestaltet wird und behindertenspezifische Nachteile überwunden werden.

3.2. Die Vorschrift des § 21 Abs. 4 SGB II

Sucht man nach weiteren behindertenspezifischen Normen im SGB II, so stößt man auf die Regelung des § 21 Abs. 4 SGB II, einer Sonderregelung in dem Unterabschnitt des Gesetzes, der sich mit dem Arbeitslosengeld II befasst. Dieses Arbeitslosengeld II, das nur beansprucht werden kann, wenn die Prüfung der Einkommens- und Vermögensverhältnisse eines erwerbsfähigen Arbeitsuchenden zu dem Ergebnis führt, dass er hilfebedürftig ist, setzt sich im Kern aus einer Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhalts und den Leistungen für Unterkunft und Heizung zusammen. Die Regelleistung beträgt für Personen, die alleinstehend oder alleinerziehend sind, in den alten Bundesländern 345 Euro und in den neuen Bundesländern 331 Euro pro Monat (vgl. § 20 Abs. 2 SGB II). Erwerbsfähige behinderte Hilfebedürftige – dies ist die Sonderregelung des § 21 Abs. 4 SGB II -, denen Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach § 33 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sowie sonstige Hilfen zur Erlangung eines geeigneten Platzes im Arbeitsleben oder Hilfe zur Ausbildung für eine sonstige angemessene Tätigkeit erbracht werden, erhalten zusätzlich zur Regelleistung einen weiteren Mehrbedarf in Höhe von 35 v. H. der für sie maßgebenden Regelleistung. Aus der Gesetzesbegründung ergibt sich, dass der Gesetzgeber damit einen zusätzlichen Bedarf abdecken will, der bei behinderten Menschen durch die Teilhabe am Arbeitsleben, die Arbeitsplatzsuche oder während der Ausbildung entsteht.

Als Zwischenergebnis halte ich fest: Hartz IV spart behinderte Menschen nicht aus, konzentriert sich allerdings im Wesentlichen auf Leistungen für erwerbsfähige behinderte Menschen und stellt dem Personenkreis der erwerbsfähigen Arbeitsuchenden die sogenannten voll erwerbsgeminderten Personen gegenüber, die auf Leistungen anderer Sozialleistungsträger verwiesen werden (vgl. § 44 a SGB II).

Ob die von mit aufgezeigten behindertenspezifischen Leistungen zur Eingliederung nach § 16 SGB II bzw. Mehrbedarfe nach § 21 Abs. 4 SGB II wirklich einen Fortschritt für erwerbsfähige behinderte Menschen bedeuten, muss die Praxis zeigen. Ob sie geeignet sind, behindertenspezifische Nachteile gem. § 1 Abs. 1 Nr. 5 SGB II zu überwinden, ist schon deshalb zweifelhaft, weil § 16 Abs. 1 Satz 2 SGB II lediglich auf SGB III-Leistungen zur Teilhabe behinderter Menschen am Arbeitsleben verweist, die im Ermessen des Leistungsträgers stehen (vgl. § 99 Abs. 1 SGB III).

4. Der Blick über Hartz IV hinaus

Doch bei diesem Ergebnis will ich nicht stehen bleiben. Für wesentlich interessanter halte ich die Frage wie sich das ziemlich unübersichtlich gestaltete Nebeneinander von SGB II (Grundsicherung für Arbeitsuchende), SGB III (Arbeitsförderung) und den im SGB IX geregelten Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben insgesamt auf behinderte Menschen auswirkt.

Ich habe schon darauf hingewiesen, dass der Gesetzgeber gewissermaßen im Windschatten von Hartz IV das Gesetz zur Förderung der Ausbildung und Beschäftigung schwerbehinderter Menschen verabschiedet hat. Die mit diesem Gesetz beschlossenen Änderungen des Sozialgesetzbuchs Neuntes Buch (SGB IX) betreffen ganz überwiegend den Bereich der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben. Sie zielen darauf, die Förderung der Ausbildung behinderter, insbesondere schwerbehinderter Jugendlicher zu verbessern und neue bzw. erweiterte Beschäftigungsmöglichkeiten für schwerbehinderte Menschen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu erschließen. Außerdem sollen die Instrumente zur Förderung des Übergangs schwerbehinderter Personen aus den Werkstätten für behinderte Menschen auf den allgemeinen Arbeitsmarkt verbessert werden.

Liest man diese Bestimmungen im Einzelnen und setzt man sich außerdem mit den zahlreichen Änderungen des SGB III (Arbeitsförderung) auseinander, die vom Gesetzgeber im Zuge der Gesetzgebung Hartz I bis Hartz IV verabschiedet worden sind, so zeigt sich ein klarer Trend, schwerbehinderte Menschen in den freien Arbeitsmarkt vermitteln zu wollen.

Ich verweise in diesem Zusammenhang auf eine neue Broschüre des Bundesministeriums für Gesundheit und Soziale Sicherung mit dem Titel: „Leistungen an Arbeitgeber, die behinderte oder schwerbehinderte Menschen ausbilden oder beschäftigen.“ Daraus ergibt sich, dass Arbeitgeber von den Agenturen für Arbeit Eingliederungszuschüsse zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen erhalten können:

Beispiele:

· Gem. § 219 Abs. 1 SGB III kann sich der Eingliederungszuschuss für besonders betroffene schwerbehinderte Menschen auf bis zu 70 Prozent des berücksichtigungsfähigen Arbeitsentgelts belaufen und bis zu 36 Monate gewährt werden.

· Gem. § 235 a SGB III können Arbeitgeber für die betriebliche Aus- oder Weiterbildung von schwerbehinderten Menschen durch Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung oder vergleichbare Vergütungen gefördert werden, wenn die Aus- oder Weiterbildung sonst nicht zu erreichen ist.

· Übernimmt ein Arbeitgeber einen ausgebildeten schwerbehinderten Menschen direkt im Anschluss an die abgeschlossene Aus- oder Weiterbildung in ein Arbeitsverhältnis, so kann ein Eingliederungszuschuss in Höhe von 70 Prozent des berücksichtigungsfähigen Arbeitsentgelts für die Dauer von einem Jahr erbracht werden, sofern während der Aus- oder Weiterbildung Zuschüsse erbracht wurden (§ 235 a Abs. 3 SGB III).

Wenn man zusätzlich die Regelungen des § 33 SGB IX berücksichtigt, wonach z. B. vorgesehen ist, dass die zuständigen Rehabilitationsträger die Kosten einer notwendigen Arbeitsassistenz für schwerbehinderte Menschen als Hilfe zur Erlangung eines Arbeitsplatzes (§ 33 Abs. 8 Nr. 4 SGB IX) übernehmen und auch die Hilfsmittel finanzieren sollen, die wegen Art oder Schwere der Behinderung zur Berufsausübung erforderlich sind (§ 33 Abs. 8 Nr. 4 SGB IX) so entsteht in der Tat der Eindruck, dass der Gesetzgeber zahlreiche Anstrengungen unternimmt, um schwerbehinderte Menschen, denen der erste Arbeitsmarkt bisher verschlossen war, in reguläre Arbeitsverhältnisse zu vermitteln.

Doch wie sieht die Realität aus?

4.1. Die Integration schwerbehinderter Menschen in den allgemeinen Arbeitsmarkt ist bisher zahlenmäßig weitgehend fehlgeschlagen!

Mit dem Programm „50.000 Jobs für Schwerbehinderte“, das bis Ende 2002 terminiert war, konnte die Zahl der arbeitslosen schwerbehinderten Menschen nur vorübergehend gesenkt werden. Die neuen Zahlen sind erschreckend. Aus der Antwort der Bundesregierung vom 12.11.2004 auf die Kleine Anfrage von Abgeordneten der CDU/CSU zur Zukunft der beruflichen Ersteingliederung und Wiedereingliederung gesundheitlich beeinträchtigter und behinderter Menschen (BT-Drs. 15/4101) ergibt sich, dass sich die negative Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt bei behinderten Menschen in weitaus stärkerem Ausmaß bemerkbar macht, als beim Bevölkerungsdurchschnitt: Während die allgemeine Arbeitslosenquote im Jahr 2003 10,4 % betrug, lag die Arbeitslosenquote schwer behinderter Menschen bei 17 %. Dies ist ein dramatischer Anstieg gegenüber 2002, als sich die Arbeitslosenquote schwer behinderter Menschen noch auf 14,5 % belief. 

Schlussfolgerung:

Die vielen arbeitsmarktorientierten Instrumente zugunsten behinderter Menschen im SGB III und im SGB IX scheinen teilweise wirkungslos zu verpuffen.

4.2 Hartz IV erweist sich möglicherweise als Bremsblock für die Integration behinderter Menschen in den allgemeinen Arbeitsmarkt

Doch nicht nur die Zahlen beängstigen, sondern auch die Erkenntnis, dass die Grundsicherung für Arbeitsuchende die zahlreichen im SGB IX und im SGB III enthaltenen Initiativen und Instrumentarien zur Ausbildung und Beschäftigung behinderter Menschen nicht etwa vertieft und fortführt, sondern eher abblockt.

Ich will dies an folgendem Beispiel deutlich machen: Wenn es einem jungen Menschen mit geistiger Behinderung, der die Sonderschule beendet hat, gelingt, eine Lehrstelle zu finden, für die der Arbeitgeber Eingliederungszuschüsse erhält, dann ist der junge Mensch natürlich erst einmal froh, dass ihm die Chance gegeben wird, eine Berufsausbildung am ersten Arbeitsmarkt absolvieren zu dürfen. Doch was ist, wenn der behinderte Mensch später arbeitslos wird? Dann gelten für den jungen Mann bzw. die junge Frau die harten Bedingungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende, die da lauten (vgl. §§ 2, 10 Abs. 1 SGB II), dass erwerbsfähigen Hilfebedürftigen jede Arbeit zumutbar ist (Grundsatz des Forderns im SGB II). Zwar enthält die Zumutbarkeitsregelung die Einschränkung, dass einem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen keine Arbeit zugemutet werden darf, zu der er „körperlich, geistig oder seelisch nicht in der Lage ist.“ Doch insbesondere geistig behinderte Menschen ohne wesentliche körperliche Beeinträchtigungen werden damit rechnen müssen, auf sogenannte niedere Arbeiten, d. h. einfache, schematisierte und routinemäßig ablaufende körperliche Verrichtungen verwiesen zu werden. Spezifische Hilfen, Anleitungen und Unterstützungsleistungen für behinderte Menschen hält das SGB II nicht mehr bereit, wenn die Eingliederung in die „zumutbare“ Arbeit vollzogen ist. Ob die Integrationsämter (§ 102 SGB IX) und Integrationsfachdienste (§ 110 SGB IX) im Rahmen der dem behinderten Menschen zugemuteten Arbeit begleitende Hilfen im Arbeitsleben (z. B. die im Einzelfall notwendige psychosoziale Betreuung schwerbehinderter Menschen – vgl. § 102 Abs. 2 Satz 3 SGB IX) anbieten werden, bedarf der näheren Prüfung. Das SGB II enthält dafür keine Anhaltspunkte, sondern beschränkt sich auf den vagen Hinweis, dass psychosoziale Betreuungsleistungen erbracht werden können (§ 16 Abs. 2 Nr. 3 SGB II). Für diese Leistungen sind aber nicht die Integrationsämter oder die Agenturen für Arbeit zuständig, sondern die kommunalen Träger (vgl. § 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB II), die nicht als Rehabilitationsträger fungieren (siehe oben Ziff. 3.1).

Deshalb ist heute schon feststellbar, dass sich insbesondere Menschen mit geistiger Behinderung und/oder psychosozialen Problemen überlegen, ob es für sie nicht besser ist, den Status der vollen Erwerbsminderung anzustreben und die mit dieser rechtlichen Einordnung verknüpften sozialen Leistungen in Anspruch zu nehmen. Insbesondere in den neuen Bundesländern ist zu beobachten, dass nicht nur geistig behinderte Menschen, sondern auch Personen, die häufig als „lernbehindert“ bezeichnet werden (vgl. § 19 Abs. 1 SGB III), versuchen, in eine Werkstatt für behinderte Menschen (WfbM) aufgenommen zu werden. Zwar ist ihnen bekannt, dass der Durchschnittslohn, der in einer WfbM erzielt werden kann, noch immer weit unter dem Regelsatz der Soziahilfe liegt; doch andererseits sind sie auch darüber informiert, dass der Werkstattlohn durch ein Arbeitsförderungsgeld in Höhe von 26 Euro pro Monat (vgl. § 43 SGB IX) und, soweit er unter dem Regelsatz liegt, durch Grundsicherungsleistungen bei Erwerbsminderung (§§ 41 ff. SGB XII) aufgestockt werden kann.

Darüber hinaus besteht Sozialversicherungsschutz, d, h. es werden Beiträge an die gesetzliche Krankenkasse und die Pflegeversicherung abgeführt. Außerdem wird nach 20-jähriger Tätigkeit in der WfbM eine Erwerbsunfähigkeitsrente gezahlt, deren Höhe sich nicht am tatsächlichen erzielten Lohn in der WfbM orientiert, sondern an einem fingierten Betrag, nämlich dem Durchschnittseinkommen eines Arbeiters/einer Arbeiterin am freien Arbeitsmarkt.

All dies kann eine Sogwirkung in die WfbM auslösen, falls sich herausstellen sollte, dass behinderte Menschen, die der Grundsicherung für Arbeitsuchende unterfallen, hinsichtlich ihrer Begleitung und Hilfe bei der Ausübung einer ihnen vermittelten und zumutbaren Arbeit oder Arbeitsgelegenheit (vgl. § 16 Abs. 3 SGB II) in weitaus schwächerem Maß unterstützt werden als behinderte Personen, die von Integrationsämtern oder Integrationsfachdiensten betreut werden.

Man möge dem nicht das Argument entgegenhalten, dass behinderte Menschen kein „Wahlrecht“ zwischen einer Erwerbstätigkeit i. S. d. SGB II und einer Tätigkeit in einer Werkstatt für behinderte Menschen haben. Zwar ist es richtig, dass sich die WfbM von Angeboten am freien Arbeitsmarkt gerade darin unterscheidet, dass sie nur den behinderten Menschen eine Arbeitsmöglichkeit verschaffen soll, bei denen eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt nicht in Betracht kommt (vgl. § 41 Abs. 1 Nr. 1 SGB II). Bei vielen behinderten Schulabgängern wird sich die Frage, ob sie am allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sein und Erwerbsfähigkeit i. S. d. SGB II erlangen können, jedoch nicht eindeutig beantworten lassen. Gerade junge behinderte Menschen müssen zunächst durch gezielte Förderung befähigt werden zu arbeiten. Ob sie wirklich in der Lage sind, mindestens drei Stunden täglich unter arbeitsmarktähnlichen Bedingungen tätig zu sein, hängt ganz entscheidend davon ab, wie man sie ausbildet und wie man sie fachlich darauf vorbereitet, einer Beschäftigung nachzugehen.

Deshalb ist letztlich doch entscheidend, wie behinderte Menschen bzw. ihre Angehörigen beraten werden, wenn sie erwägen, entweder die Aufnahme in eine WfbM zu beantragen oder sich um eine Lehrstelle am freien Arbeitsmarkt zu bemühen.

Wir werden diese Entwicklung sorgsam beobachten müssen. Selbst diejenigen, die behaupten, dass es sich bei den Werkstätten für behinderte Menschen um segregierende Sondereinrichtungen handelt, können nicht damit einverstanden sein, dass der Personenkreis, für den diese Werkstätten eigentlich eingerichtet worden sind – nämlich die Gruppe geistig und mehrfach behinderter Menschen – aus diesen Einrichtungen herausgedrängt wird, weil andere Arbeitsuchende aus der großen Schar arbeitsloser behinderter Menschen mangels Alternativen in die Werkstätten hineindrängen.

Doch auf die Werkstätten für behinderte Menschen wird möglicherweise nicht nur durch die unverhältnismäßig hohe Zahl an langzeitarbeitslose behinderten Menschen Druck ausgeübt, sondern auch durch einige Träger der Sozialhilfe. So wird aus Niedersachsen berichtet, dass leistungsstärkere behinderte Menschen in Werkstätten von Sozialhilfeträgern aufgefordert werden, Grundsicherung für Arbeitsuchende zu beantragen. Auf den ersten Blick mag dies Verwunderung hervorrufen. Doch auf den zweiten Blick werden die Zusammenhänge deutlich: An der Grundsicherung für Arbeitsuchende sind nicht nur die Agenturen für Arbeit, sondern – wie ausgeführt – auch die kommunalen Träger beteiligt. Diese Träger sind gehalten, gemeinsam mit den Agenturen für Arbeit Arbeitsgemeinschaften zu errichten (§ 44 b SGB II), die als Leistungsträger für die Grundsicherung für Arbeitsuchende fungieren sollen (§ 44 b Abs. 3 SGB II). Durch eine im Vermittlungsausschuss beschlossene Experimentierklausel (§ 6 a SGB II) können insgesamt bis zu 69 kommunale Träger die Zulassung erhalten, an Stelle der Bundesagentur für Arbeit alle Aufgaben, die mit der Grundsicherung für Arbeitsuchende verknüpft sind, zu übernehmen. Finanziell werden sie dadurch nicht belastet, denn gem. § 6 b SGB II „trägt der Bund die Aufwendungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende.“

Es liegt auf der Hand, dass einige kreisfreie Städte und Landkreise aufgrund dieser Regelung die Chance „wittern“, Aufgaben und Pflichten, für die sie bisher einstehen mussten, in den Teil der Grundsicherung für Arbeitsuchende zu verlagern, der vom Bund bezahlt wird. Der Bereich der Werkstätten für behinderte Menschen ist davon eigentlich nicht originär betroffen, denn die laufenden Kosten, die im Arbeitsbereich einer WfbM insbesondere durch die Beschäftigung von Fachpersonal entstehen, werden im Regelfall von den überörtlichen Trägern der Sozialhilfe bestritten. Doch die meisten überörtlichen Sozialhilfeträger werden über Umlagen von den kreisfreien Städten und Gemeinden finanziert. Im übrigen gibt es Veränderungen in der Sozialhilfeträgerstruktur: In Baden-Württemberg sind die beiden überörtlichen Träger der Sozialhilfe – die Landeswohlfahrtsverbände Baden und Württemberg-Hohenzollern – aufgelöst worden. Auch in anderen Bundesländern schreitet die Kommunalisierung der Sozialhilfe fort. In einer derartigen Situation macht es aus der Sicht der Städte und Gemeinden durchaus Sinn, behinderte Mitarbeiter einer WfbM aufzufordern, Grundsicherung für Arbeitsuche zu beantragen. Dies führt zwar nur zu einer Kostenverlagerung von den Kommunen auf den Bund, aber die kommunalen Träger sind entlastet!

Lassen Sie mich die Betrachtung zu den Auswirkungen des SGB II auf behinderte Menschen in Werkstätten mit folgendem Gedanken beschließen: Die Grundsicherung für Arbeitsuchende wird – ich habe bereits darauf hingewiesen – dazu führen, dass künftig ein neues Prüfkriterium im Sozialrecht Einzug halten wird: Die Unterscheidung zwischen erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und voll erwerbsgeminderten Hilfebedürftigen. Die Zuordnung erfolgt in Zweifelsfällen durch die gemeinsame Einigungsstelle nach § 45 SGB II. Die gesetzlichen Vorschriften lassen nur eine Entweder/Oder–Entscheidung zu. Zu dieser kategorischen Zuordnung passt nicht, dass der Gesetzgeber den behinderten Mitarbeitern in Werkstätten den Status von arbeitnehmerähnlichen Personen zugesprochen hat (vgl. § 138 Abs. 1 SGB IX). Schon die Bezeichnung „arbeitnehmerähnlich“ macht deutlich, dass der Gesetzgeber die Personengruppe, die in Werkstätten arbeitet, eigentlich genau im Zwischenbereich zwischen voller und voll geminderter Erwerbsfähigkeit ansiedeln wollte: Arbeitnehmerähnliche Personen sind eingeschränkt erwerbsfähig und unterfallen somit einer Kategorie, die es im SGB II nicht gibt.

Allerdings ist nicht zu bestreiten, dass die behinderten Mitarbeiter einer WfbM nach den Vorschriften der gesetzlichen Rentenversicherung als voll erwerbsgemindert gelten (vgl. § 43 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 SGB VI i. V. m. § 1 Satz 1 Nr. 2 SGB VI) und deshalb auf der Grundlage des am 01.01.2005 in Kraft tretenden Sozialgesetzbuchs Zwölftes Buch (SGB XII-Sozialhilfe) Grundsicherung bei Erwerbsminderung (§§ 41 ff. SGB XII) beanspruchen können, ohne dass der zuständige Träger der Rentenversicherung prüfen muss, ob volle Erwerbsminderung i. S. d. § 43 Abs. 2 SGB VI vorliegt, und es „unwahrscheinlich ist, dass die volle Erwerbsminderung behoben werden kann.“

Diese Regelung begünstigt zwar die behinderten Mitarbeiter in WfbM, weil über § 45 Abs. 1 Nr. 2 SGB XII i. V. m. § 43 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 SGB VI fingiert wird, dass ein Anspruch auf Leistungen der Grundsicherung bei Erwerbsminderung (§§ 41 ff. SGB XII) besteht. Die Zuordnung der WfbM-Mitarbeiter zu der Personengruppe der voll Erwerbsgeminderten verträgt sich jedoch nicht mit dem Hinweis in § 136 SGB IX, wonach die Werkstatt für behinderte Menschen nicht nur für den Personenkreis in Betracht kommt, der wegen Art oder Schwere der Behinderung nicht auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tätig sein kann, sondern auch den behinderten Personen offen stehen soll, die „noch nicht oder noch nicht wieder“ in den allgemeinen Arbeitmarkt integriert werden können (§ 41 Abs. 1 SGB XII).

Vor allem die leistungsstärkeren behinderten Menschen in WfbM, die durch geeignete Maßnahmen zum Übergang auf den allgemeinen Arbeitsmarkt vorbereitet werden sollen (vgl. § 41 Abs. 2 Nr. 3 SGB IX), müssen – wenn sie den Übergang wirklich bewerkstelligen wollen – mindestens in die Lage versetzt werden, drei Stunden und länger unter den allgemein üblichen Bedingungen des Arbeitsmarktes zu arbeiten. Es wäre deshalb wesentlich sinnvoller, die Bandbreite zwischen Erwerbsfähigkeit i. S. d. SGB II und voller Erwerbsminderung i. S. d. §§ 45 Abs. 1 Nr. 2 SGB XII i. V. m. § 43 Abs. 2 Satz 3 Nr. 1 SGB VI flexibler zu gestalten.

Auf diese Weise könnte auch erreicht werden, dass behinderte Menschen, die auf einem Außenarbeitsplatz einer WfbM – z. B. in der Verpackungsabteilung eines Unternehmens – tätig sind, probeweise oder zeitlich befristet als reguläre Arbeitnehmer beschäftigt werden, ohne durch den Übergang von der WfbM in ein Arbeitsverhältnis zugleich den Rechtsanspruch auf Erwerbsunfähigkeitsrente nach 20-jähriger Tätigkeit in einer WfbM zu verlieren.

Zwischenergebnis:

Zurecht stellen Brühl und Hofmann in einer kürzlich erschienenen Kommentierung des SGB II fest: „Auf die Rechtsstellung von werkstattbeschäftigten Menschen geht das SGB II überhaupt nicht ein. Aufgrund seines beredten Schweigens ist davon auszugehen, dass es an der bisherigen Rechtslage nichts ändern wollte“ (Albrecht Brühl/Albert Hofmann: Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) – Grundsicherung für Arbeitsuchende, Gesetzestext, Erläuterungen und Informationen für Betroffene, Berater und Behörden, Frankfurt 2004, S. 77).

Die WfbM soll so fortbestehen wie bisher. Doch es wird ausgeblendet, dass die Grundsicherung für Arbeitsuchende ihre Schatten auf die WfbM wirft; und es wird übersehen, dass das Gesetz zur Förderung der Ausbildung und Beschäftigung behinderter Menschen zwar den Übergang von behinderten Menschen aus der WfbM in den allgemeinen Arbeitsmarkt forcieren will (vgl. § 75 Abs. 2 a SGB IX n. F., § 76 Abs. 2 Satz 4 SGB IX n. F., § 102 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 e SGB IX n. F.), jedoch kaum etwas daran zu ändern vermag, dass dieser Übergang schon deshalb nicht gleitend und flexibel gestaltet werden kann, weil die Bestimmungen des SGB II und des SGB XII nur eine Unterscheidung zwischen „erwerbsfähig“ und „voll erwerbsgemindert“ vorsehen.

Ob und wie sich die WfbM angesichts dieser Entwicklungen am Arbeitsmarkt behaupten kann, ob und wie sie sich verändert, bleibt damit weitgehend ungewiss.

5. Die Finanzierungsgrundlagen der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen bröckeln!

Die Ungewissheit steigt – und damit leite ich den Schlussteil meines Referates ein -, wenn man sich vor Augen führt, dass die Eingliederungshilfe für behinderte Menschen (§§ 53 ff. SGB XII), die eine wesentliche Finanzierungsgrundlage der Werkstätten (WfbM) ist, auf mehr als wackligen Beinen steht. In den nächsten Jahren nimmt die Zahl der Personen, die auf Eingliederungshilfeleistungen angewiesen sind, rapide zu. Dies hängt u. a. damit zusammen, dass Deutschland erstmals seit dem 2. Weltkrieg, in dessen Verlauf eine ganze Generation geistig behinderter Menschen aufgrund der „Euthanasieprogramme“ der Nationalsozialisten ausgelöscht wurde, aufgerufen ist, Hilfen und Unterstützungsleistungen für alt gewordene Menschen mit geistiger Behinderung zur Verfügung zu stellen. Der Mehrbedarf in der Eingliederungshilfe wird vom Deutschen Verein für öffentliche und private Fürsorge auf über zwei Milliarden Euro, von Fachbeamten aus dem Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung auf bis zu 5 Milliarden Euro geschätzt (Prem/Reinert/Uhlig, Das neue Sozialhilferecht – SGB XII, Bundesanzeiger-Verlag 2004, S. 13).

Anstatt sich mit dieser Entwicklung auseinanderzusetzen, hat der Bundesrat am 05.11.2004 ein vom Freistaat Bayern initiiertes Gesetz zur Entlastung der Kommunen im sozialen Bereich verabschiedet und an den Deutschen Bundestag zur Beratung und Beschlussfassung überwiesen, das darauf zielt, im Bereich der Eingliederungshilfe jährlich bis zu 350 Millionen Euro einzusparen. Dies soll erreicht werden, indem z. B. das Wunsch- und Wahlrecht behinderter Menschen eingeschränkt und die Finanzierung sozialer Leistungen durch die Sozialleistungsträger von der Finanzkraft der öffentlichen Hand abhängig gemacht werden soll.

6. Geld regiert die Welt! Welchem Menschenbild folgt der Gesetzgeber, folgen Wirtschaftspolitiker und Großunternehmen, wenn sie den Arbeitsmarkt reformieren wollen?

Es geht – machen wir uns nichts vor! – fast nur noch ums Geld. Dahinter verschwindet jede Diskussion um das Menschenbild, das dem Gesetzgeber vorschwebt, wenn er soziale Reformen einleitet, sei es unter dem Namen Agenda 2010 oder unter dem Stichwort „Entlastung der Kommunen“.

Wie reagieren wir auf diese Entwicklung, wir – die Mitgliedsverbände des Deutschen Behindertenrates?. Ich glaube, wir müssen uns in Zukunft viel mehr als bisher mit Wirtschaftspolitikern, mit Arbeitgebern, mit international organisierten Großunternehmen und Kapitalgesellschaften auseinandersetzen. Wir müssen diese Gruppen in unserer Gesellschaft nach ihrem Menschenbild, nach ihrem Bekenntnis zu behinderten Menschen fragen. Wir müssen uns mit den Losungen der neoliberalen Heilsverkünder auseinandersetzen, dass der Sozialstaat Deutschland der 60er und 70er Jahre ein alter Hut sei und der Staat sich zunehmend werde darauf verlassen müssen, dass seine Bürger selbst vorsorgen und selbst einspringen, wo immer sie dies können.

Wie passt das zusammen mit dem in Art. 3 Abs. 3 Grundgesetz verankerten Verbot der Benachteiligung behinderter Menschen, das dem Teilhabegedanken des Sozialgesetzbuchs Neuntes Buch zugrunde liegt und Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben ja gerade deshalb in einem ausführlichen Katalog unterschiedlichster Maßnahmen beschrieben und aufgelistet hat, weil behinderte Menschen nur dann im Wettbewerb um knapp gewordene Arbeitsplätze bestehen können, wenn dafür gesorgt wird, dass behindertenspezifische Nachteile soweit wie möglich eliminiert werden.

7. Die Verbände und Selbsthilfegruppen behinderter Menschen müssen sich mehr als bisher mit der Wirtschaftspolitik auseinandersetzen!

Wir müssen uns viel aktiver als bisher in die Arbeitsmarktpolitik einmischen und wir dürfen uns auch nicht länger damit abspeisen lassen, dass die Lösung der Probleme darin gesehen wird, die Arbeitgeber zu entlasten, um sie auf diese Weise dafür zu gewinnen, neue Arbeitsplätze zu schaffen.

Zu den größten Skandalen nicht nur in Deutschland, sondern auch in anderen Ländern Westeuropas zählt, dass die großen Konzerne, die großen Aktiengesellschaften so gut wie keine Steuern mehr zahlen. Die Gewinne werden ins Ausland verlagert und die Verluste werden über Tochtergesellschaften in Deutschland abgeschrieben.

Dazu ein Beispiel: Die Deutsche Vodafone GmbH hat im Jahr 2000 die Firma Mannesmann für 147 Milliarden Euro erworben. Doch schon im Jahr 2001 schätzte sie den Wert ihres Vermögens nur noch auf rund 100 Milliarden Euro ein. Die Differenz von knapp 50 Milliarden Euro zum Kaufpreis will sie als Verlust geltend machen und den Fiskus zu etwa der Hälfte daran beteiligen. Wird dies realisiert, so entgehen dem Staat Einnahmen in Höhe von 25 Milliarden Euro. Dieser Betrag, – man möge sich dies auf der Zunge zergehen lassen – entspricht in etwa dem Gesamtbetrag, der in Deutschland pro Jahr für alle Leistungen der medizinischen, beruflichen und sozialen Rehabilitation einschließlich der Eingliederungshilfe für Behinderte ausgegeben wird!

Nur wenige Tage haben sich Politiker und Medien über dieses Vorhaben aufgeregt. Seitdem herrscht „Schweigen im Walde.“ Kein Wort darüber, wie es gelingen könnte, dieses rücksichtslose Vorgehen durch neue Gesetze oder europaweite Initiativen zu stoppen. Dabei ist der Fall Vodafone nur die Spitze eines Eisbergs. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung schreibt in einem Leitartikel vom 25.10.2004 unter der Überschrift „Konzerne verlagern Gewinne ins Ausland“: „Wer kann, nimmt Reißaus vor dem deutschen Fiskus und was unbedingt noch in Deutschland erledigt werden muss, wird mit legalen Tricks so umgestaltet, dass der Gewinn der Konzerne in Niedrigsteuerländern anfällt. Der legale Trick nennt sich „Mehrländermodell“: Möglichst viele Funktionen werden ins Ausland verlagert und was notgedrungen in Deutschland bleibt, wird künstlich heruntergerechnet.“

Auch auf diesen Leitartikel hat es keinerlei politische Reaktionen gegeben. Hier müssen wir uns einmischen. Wir dürfen nicht passiv zusehen, dass dem Staat immer mehr Einnahmen entzogen werden und den auf soziale Leistungen angewiesenen Bürgern dieses Landes – vor allem allein erziehenden Frauen, Kindern und behinderten Menschen – ein immer kleiner werdender Sozialetat präsentiert wird.

Es müssen neue Einnahmequellen erschlossen werden, sonst reiben wir uns in bitteren Verteilungskämpfen auf! In der FAZ vom 01.12.2004 hat der frühere Bundes​verfassungsrichter Paul Kirchhoff, der sich mit neuen Steuerkonzepten einen Namen gemacht hat, einen wichtigen Weg gewiesen. Er schreibt unter der Überschrift „Recht gibt es nicht zum Niedrigpreis:“ „Wer in Deutschland die hier gewährte innere und äußere Sicherheit, die hier angebotenen gut ausgebildeten Arbeitskräfte, unser Vertragsrecht und Währungswesen, die bei uns erreichbare wirtschaftsoffene Freiheitskultur, vor allem aber auch unsere Nachfragekraft in Anspruch nimmt, muss zur Finanzierung dieses Markt- und Rechtssystems beitragen ...... Würde jeder, der den deutschen Markt in Anspruch nimmt, auch in Deutschland Steuern zahlen müssen, wäre eine Steuerflucht nur bei Verzicht auf den deutschen Markt möglich. Damit wäre der Spuk eines „Wettbewerbs der Steuersysteme“ bald beendet.“

Meine sehr verehrten Damen und Herren,

Behinderte Menschen sind kompetent. Sie sind in allen Schichten unserer Gesellschaft anzutreffen. Sie verfügen über sehr viel „Know how“ und sind in allen Berufsgruppen vertreten, auch in der Wirtschaft, auch unter Steuerberatern und Banken. Lasst uns mit Wirtschaftspolitikern, Unternehmern und Börsianern diskutieren, stellen wir sie zur Rede, wenn sie keine Steuern zahlen! Fragen wir sie nach ihrem Menschenbild!

Ich schließe mit einem Zitat aus einem Artikel von Heiner Geisler in der Zeit vom 11.11.2004: „Wo bleibt Euer Aufschrei? In der globalen Wirtschaft herrscht die pure Anarchie.“

Dies ist kein hoffnungsvoll stimmendes Schlusswort für ein Referat mit dem Titel „Hoffnung durch Hartz IV?“; es ist aber auch kein Aufruf zu Resignation, sondern ein Appell zur Neuausrichtung der Behindertenbewegung.

In der Sprache der Unternehmensberater heißt das: „Wir müssen uns neu aufstellen!“ Tun wir das auf unsere kämpferische Weise!

Klaus Lachwitz

Justitiar
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